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(2) Die Vorschriften über die Kassation rechtskräftiger Entscheidungen und über die Wiederauf­
nahme eines durch rechtskräftige Entscheidung abgeschlossenen Verfahrens eines Gerichts werden 
hierdurch nicht berührt.
(3) Hat ein gesellschaftliches Organ der Rechtspflege Uber eine Straftat entschieden, ist die Durch­
führung eines Strafverfahrens nur zulässig, wenn nachträglich Tatsachen vorgebracht oder bekannt 
werden, aus denen sich ergibt, daß die Straftat erheblich gesellschaftswidrig oder gesellschaftsge­
fährlich ist und der Staatsanwalt innerhalb von sechs Monaten nach der Entscheidung des gesell­
schaftlichen Organs der Rechtspflege Anklage erhebt.

1.1. Das Verbot doppelter Strafverfolgung ist eine 
wichtige Rechtsgarantie und eine wesentliche Kon­
sequenz der Rechtskraft einer gerichtlichen Ent­
scheidung über die individuelle strafrechtliche Ver­
antwortlichkeit. Die doppelte Strafverfolgung einer 
Person wegen derselben Handlung verletzt die so­
zialistische Gerechtigkeit (vgl. Anm. 1.2. zu §11) 
und gefährdet die Rechtssicherheit als entscheiden­
den Bestandteil sozialistischer Gesetzlichkeit (vgl. 
Anm. 1.3. zu § 11). Mit der Rechtskraft der abschlie­
ßenden gerichtlichen Entscheidung über seine straf­
rechtliche Verantwortlichkeit muß der Betroffene 
(Verurteilte, Freigesprochene oder derjenige, dessen 
Verfahren endgültig eingestellt wurde) darauf ver­
trauen können, daß eine erneute Strafverfolgung 
(Einleitung und Durchführung eines Strafverfah­
rens) ausgeschlossen ist, weil eine Strafverfolgungs­
voraussetzung fehlt (vgl. Anm. 1.2. zu §96). Wurde 
eine Handlung z. B. schon als Ordnungswidrigkeit 
oder Disziplinarverstoß verfolgt, so steht das der 
Strafverfolgung nicht entgegen.

1.2. Handlung in diesem Sinne ist ein bestimmtes 
tatsächliches Geschehen, unabhängig von dessen 
rechtlicher Beurteilung, das nach Anklagetenor und 
Eröffnungsbeschluß schon einmal Gegenstand ei­
nes gerichtlichen Verfahrens war. Hat ein Gericht 
der DDR Handlungen und damit zusammenhän­
gende Fakten bereits früher in die Urteilsfeststellun­
gen und in die Entscheidungsfindung einbezogen, 
obwohl diese damals nicht Gegenstand des Ankla­
getenors und des Eröffnungsbeschlusses waren, und 
erlangte dieses Urteil Rechtskraft, verstößt auch in 
diesem Falle eine erneute Anklage und Verurteilung 
gegen das Verbot doppelter Strafverfolgung (vgl. 
OG-Inf. 2/1981 S.42).

1.3. Gericht der Deutschen Demokratischen Repu­
blik ist jedes der in Art. 92 Verfassung genannten 
staatlichen und gesellschaftlichen Gerichte. Ein 
Bürger der DDR, der im Ausland für eine dort be­
gangene und unter Strafe gestellte Handlung ge­

richtlich bestraft wurde, kann für diese Handlung 
auch von einem Gericht der DDR bestraft werden, 
wenn die Handlung nach dem Recht der DDR straf­
rechtlich relevant ist. Geschieht dies, ist die außer­
halb des Staatsgebietes der DDR wegen dieser 
Straftat vollzogene Strafe auf die in der DDR ausge­
sprochene anzurechnen (vgl. § 80 Abs. 2 StGB).

1.4. Rechtskraft erlangen die gerichtlichen Ent­
scheidungen, die nach dem Gesetz von vornherein 
keiner Anfechtung mit einem Rechtsmittel (vgl. 
§283 Abs. 1) unterliegen, sofort. Entscheidungen, 
gegen die kein Rechtsmittel eingelegt wurde, erlan­
gen sie mit Ablauf der Rechtsmittelfrist, und dieje­
nigen Entscheidungen, bei denen auf Rechtsmittel­
einlegung verzichtet oder das Rechtsmittel zurück­
genommen wurde, erlangen sie mit dem Verzicht 
oder der Rücknahme, sofern andere Beteiligte über 
keine Rechtsmittel mehr verfügen. Die Wirkungen 
der Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung in 
Strafsachen bestehen darin, daß die Entscheidung 
ab diesem Zeitpunkt unabänderlich und durchsetz­
bar ist, daß kein anderes staatliches oder gesell­
schaftliches Gericht über die im Anklagetenor und 
im Eröffnungsbeschluß bezeichnete Handlung mehr 
entscheiden darf (Ausschließlichkeitswirkung) und 
daß die Entscheidung in das Strafregister einzutra­
gen ist. Ausschließlichkeitswirkung besitzen rechts­
kräftige Urteile, die keine Zurückverweisung der Sa­
che an ein anderes Gericht enthalten, rechtskräftige 
Beschlüsse über die endgültige Einstellung des Ver­
fahrens und nicht mehr anfechtbare Entscheidun­
gen gesellschaftlicher Gerichte über eine Straftat. 
Diese Entscheidungen stehen einer erneuten Heran­
ziehung derselben Person wegen derselben Hand­
lung zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit ent­
gegen (vgl. Troch/Herrmann, NJ, 1973/12, 
S.355ff.; 1973/13, S.389ff.).

2. Das Kassationsverfahren (vgl. §§ 311—327) und 
das Wiederaufnahmeverfahren (vgl. §§ 328-337) kön­
nen zu einer erneuten Entscheidung in einem be-


